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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

1/4 (IV/1) -680 70-E-Sta 13/72 Bonn, den 23. Februar 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Besoldungsrecht in der 

Europäischen Atomgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für eine 

Verordnung des Rates zur Bestimmung der Empfänger, der 
Bedingungen für die Gewährung und der Sätze der Ent- 
schädigung für besonders beschwerliche Arbeiten gemäß 
Artikel 100 des Statuts. 

Der Verordnungsentwurf ist mit Schreiben der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften vom 2. Februar 1972 dem Herrn 
Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften über- 
mittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Gerichts- 
hofes der Europäischen Gemeinschaften ist nicht vorgesehen. 


Brandt 


Drude: Budidrudcerei R. Madel, 5307 Waditberg-Vülip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Telefen 6 35 51 
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Europäische Gemeinschaften 


Der Rat 


Brüssel, den 4. Februar 1972 


Übersetzung 


Schreiben: 


vom: 


der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, unterzeichnet von Herrn 
Vizepräsidenten Wilhelm Haferkamp 

2. Februar 1972 


an: den Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften, Herrn G. Thorn 

betrifft: Vorschlag einer Verordnung des Rates zur Bestimmung der Empfänger, der Be- 

dingungen für die Gewährung und der Sätze der Entschädigung für besonders 
beschwerliche Arbeiten gemäß Artikel 100 des Statuts 


Herr Präsident! 

Ich beehre mich, Ihnen einen Vorschlag für eine 
Verordnung des Rates zur Bestimmung der Empfän- 
ger, der Bedingungen für die Gewährung und der 
Sätze der Entschädigungen für besonders beschwer- 
liche Arbeiten gemäß Artikel 100 des Statuts der 
Beamten der Europäischen Gemeinschaften zu über- 
mitteln. 

Es wäre zu begrüßen, wenn der Rat diese Verord- 
nung möglichst bald genehmigen könnte. 
(Schlußformel) 

gez. Wilhelm Haferkamp 
Anl.: Dok. COM(72) 95 endg. 
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Begründung 


In der Verordnung Nr. 4/63/Buratom des Rates wur- 
den zum erstenmal die Bedingungen für die Gewäh- 
rung der Entschädigung gemäß Artikel 100 des Sta- 
tuts der Beamten festgelegt. 

Diese Verordnung unterliegt gegenwärtig tiefgrei- 
fenden Änderungen: 

So werden die laufenden Arbeiten im Rat über die 
beschwerliche Arbeit und die Arbeit im durchgehen- 
den Betrieb zur Annahme neuer diesbezüglicher 
Vorschriften im Rahmen der obengenannten Verord- 
nung führen. 

Ferner enthält der vorliegende Vorschlag einige Än- 
derungen der Bestimmungen gemäß Artikel 1 bis 5 
der genannten Verordnung. 

Es werden vor allem folgende Änderungen vorge- 
schlagcn: 

I. Die Entschädigung wird nicht mehr nach einem 
in Punkten ausgedrückten monatlichen Pauschal- 
betrag, sondern nach der Zahl der tatsächlich ge- 
leisteten Arbeitsstunden bestimmt, wobei jede 
Stunde einer für die betreffende Rubrik vorge- 
sehenen Punktzahl entspricht. 

II. In den Rubriken der einzelnen Arten beschwer- 
licher Arbeiten sind neue Vorschriften vorge- 
sehen, die gegenüber den früheren mehr in die 
Einzelheiten gehen und in größerem Maße der 
Realität entsprechen, also die tatsächlich in den 
einzelnen wissenschaftlichen Anlagen geleisteten 
Arbeiten stärker berücksichtigen. 

III. Die Entschädigung für Arbeiten in Unterdrück 
wird abgeschafft, da dafür keine Notwendigkeit 
vorliegt. Hingegen wird der Begriff der be- 
schwerlichen Arbeit in abgeschlossenen Räumen 
oder bei einem Lärmpegel von über 75 Dezibel 
neu vorgesehen. 

Zu dem Vorschlag ist im einzelnen folgendes zu be- 
merken. 

1 . Artikel 1 

In dieser Vorschrift wird klar und eindeutig der 
Anwendungsbereich der Verordnung festgelegt, 
indem nur die wirklich wesentlichen Elemente 
aüfgeführt werden. 

2. Artikel 2 

Diese Vorschriften entsprechen grundsätzlich 
denen der derzeitigen Verordnung Nr. 4/63/Eura- 
tom; die einzige sachliche Änderung, die bereits 
im Rahmen der laufenden Statutsrevision vor- 
geschlagen wurde, betrifft das Existenzminimum. 


3. Artikel 3 Absatz 1 

In diesem Artikel werden die verschiedenen Ar- 
ten beschwerlicher Arbeiten aufgeführt. 

Er enthält folgende Änderungen gegenüber Ar- 
tikel 4 der ursprünglichen Verordnung: 

a) Die Entschädigung wird nach den tatsächlich 
geleisteten Arbeitsstunden festgesetzt. Auf 
diese Weise soll ein genauerer und der Wirk- 
lichkeit entsprechender Ausgleich geschaffen 
und eventueller Mißbrauch vermieden wer- 
den. 

b) Die in den verschiedenen Anstalten tatsäch- 
lich durchzuführenden Arbeiten haben eine 
weitergehende Spezifizierung der beschwer- 
lichen Arbeiten unter Punkt I erforderlich 
gemacht. 

c) Bei Punkt 11 ist die Rubrik „Arbeit in Unter- 
drück" durch zwei neue Rubriken betreffend 
geschlossene Räume bzw. Lärmpegel ab einer 
bestimmten Stärke ersetzt und damit der 
Wirklichkeit in größerem Maße Rechnung ge- 
tragen worden. 

d) Bei Punkt 111 ist die Rubrik der Arbeiten mit 
explosiven Stoffen hinzugekomm.en; damit 
soll der unvermeidlichen nervlichen Belastung 
beim Umgang mit diesen Stoffen Rechnung 
getragen werden. 

4. Artikel 3 Absatz 2 

Ohne sich von den tatsächlichen Gegebenheiten 
zu entfernen, dürfte es in einigen Fällen einfacher 
sein, die Stundenzahl und damit auch die Punkt- 
zahl pauschal festzusetzen, selbst wenn diese 
Zahl später gegebenenfalls geändert v/erden 
müßte. 

5. Artikel 3 Absatz 3 

Die Anwendung des mit diesem Vorschlag ein- 
geführten neuen Entschädigungssystems erfor- 
dert eine strenge und ständige Kontrolle. 

6. Artikel 4 

Dieser Artikel bestimmt die Bestimmungen des 
Artikels 5 der derzeitigen Verordnung Nr. 3/64, 
nach denen die in den einzelnen Rubriken vor- 
gesehenen Entschädigungen nicht gleichzeitig 
bezogen werden dürfen. 

7. Artikel 5 

Diese Bestimmungen sehen eine Höchstgrenze 
der Entschädigung je Beamten und Monat vor. Es 
ist jedoch eine Möglichkeit der Abweichung von 
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diesen Bestimmungen vorgesehen, wenn von 
Beamten in Fällen höherer Gewalt (Unfall oder 
schwerer Zwischenfall) unter Umständen äußerst 
beschwerliche Arbeiten verlangt werden. 


8. Artikel 6 

Wie in Artikel 8 der Verordnung wird die An- 
wendung der neuen Verordnung durch diese Be- 
stimmung auf Bedienstete auf Zeit, Hilfskräfte 
und Atomanlagenbedienstete ausgedehnt. 


9. Artikel 7 

Die neue Verordnung ersetzt die Verordnung 
4/63 des Rates, die damit ungültig wird. 
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Europäische Gemeinschaften 


Statutsbeirat 


STELLUNGNAHME Nr. 24/71 
des Statutsbeirates 

zu dem Vorschlag einer Verordnung des Rates zur Bestimmung 
der Empfänger, der Bedingungen für die Gewährung und der 
Sätze der Entschädigung für besonders beschwerliche Arbeiten 
gemäß Artikel 100 des Statuts 


1. Die Kommission der Europäischen Gemeinschaf- 
ten hat dem Statutsbeirat den Vorschlag für eine 
Verordnung des Rates zur Bestimmung der Em- 
pfänger, der Bedingungen für die Gewährung und 
der Sätze der Entschädigung für besonders be- 
schwerliche Arbeiten gemäß Artikel 100 des Sta- 
tuts zur Stellungnahme vorgelegt. 

Der Statutsbeirat hat diesen Vorschlag in seiner 
17. Sitzung am 22. November 1971 in Luxemburg 
geprüft. 

2. Der Statutsbeirat hat den Vorschlag einer Ver- 
ordnung des Rates in der Fassung der Anlage 
einstimmig befürwortet. 


1) Siehe Anlage II 


Anlage I 
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Anlage II 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Festlegung der Empfänger, der Voraussetzungen für die 
Gewährung und der Sätze der Entschädigung für besonders 
beschwerliche Arbeiten gemäß Artikel 100 des Statuts 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf das Statut der Beamten der Europäi- 
schen Gemeinschaften und die Beschäftigungsbedin- 
gungen für die sonstigen Bediensteten dieser Ge- 
gemeinschaften gemäß der Verordnung (EWG, Eura- 
tom, EGKS) Nr. 259/68 des Rates vom 29. Februar 
1968 ^), insbesondere auf Artikel 100 des Statuts, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Statutsbeirats, 

in der Erwägung, daß es dem Rat obliegt, auf Grund 
des nach Stellungnahme des Statutsbeirats vorgeleg- 
ten Vorschlags der Kommission die Empfänger, die 
Voraussetzungen für die Gewährung und die Sätze 
der Entschädigung festzulegen, die einigen der in Ar- 
tikel 92 des Statuts genannten Beamten zum Aus- 
gleich für besonders beschwerliche Arbeiten gewährt 
werden kann - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Die in Artikel 92 des Statuts genannten und zur Ver- 
richtung von in Artikel 3 aufgeführten Arbeiten her- 
angezogenen Beamten haben Anspruch auf die in 
diesem Artikel vorgesehene Entschädigung. 

Artikel 2 

Die Entschädigung wird in Punkten ausgedrückt. Ein 
Punkt entspricht 0,032 v. H. des Grundgehalts eines 
Beamten, der Eingangsstufe der Besoldungsgruppe 
D 4. Auf die Entschädigung wird der für die Dienst- 
bezüge des Empfängers geltende Berichtigungskoef- 
fizient angewandt. 

Artikel 3 

Die nachstehende Tabelle enthält eine Übersicht 
über die Arbeiten, für die die Entschädigung gezahlt 
wird, sowie die Zahl der Punkte je tatsächliche Ar- 
beitsstunde. 


Arbeiten 


Zahl der Punkte je tatsächliche Ar- 
beitsstunde für die Laufbahngruppen 
A, B, C und D 


1. Personenschutz: 

a) Tragen unbequemer Spezialkleidung zum 
Schutz gegen Feuer, Kontaminierung, Strah- 


len und ätzende Stoffe: 

1) schwere Spezialkleidung 10 

2) autonomer Feuerschutzanzug 50 

3) sonstige autonome Schutzanzüge 34 

4) Schutzkleidung mit autonomem Atemgerät 2 

5) sonstige Schutzkleidung mit Atemschutz- 2 


gerät 

IL Arbeitsplatz 

a) abgeschlossene Räume (Werkstätten, Labora- 


torien oder Räume ohne Tageslicht) 2 

b) Lärmpegel von durchschnittlich über 75 Dezi- 

bei 2 

c) gefährliche Bereiche, die die Verwendung be- 
schwerlicher Schutzvorrichtungen erfordern: 2 

1) Bergbaustollen oder Stollen für technische 

Zwecke und Steinbrüche 2 

2) mehr als 6 m über dem Boden befindliche 
Arbeitsplätze, die mit ungewöhnlichen 

Risiken verbunden sind ^ 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 56 
vom 4. März 1968, S. 1 
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III. Art der Arbeit 

a) Unter dieser Rubrik kann nach Prüfung durch 
einen Paritätischen Ausschuß eine Entschädi- 
gung von 2 Punkten für jede tatsächliche Ar- 
beitsstunde mit sehr stark schmutzenden Ar- 
beiten, wie sie insbesondere in der Anlage zu 
dieser Verordnung aufgeführt sind, gewährt 
werden: 

b) Arbeiten mit explosiven Stoffen (Feuerwer- 
ker): 

Für Beamte, die die in diesem Artikel aufgeführ- 
ten Arbeiten ausführen, kann der Betrag der Ent- 
schädigung von der Anstellungsbehörde pau- 
schal festgesetzt werden. 

Wird der Entschädigungsbetrag nicht pauschal 
festgesetzt, so müssen die in diesem Artikel ge- 
nannten Arbeiten unverzüglich in zeitlicher Rei- 
henfolge aufgezeichnet werden, um eine ständige 
Kontrolle zu ermöglichen. Bei der Aufzeichnung 
sind die durdigeführten Aufgaben unter Bezug- 
nahme auf die obengenannten Rubriken anzu- 
geben. Die Einzelheiten der Durchführung dieser 
Kontrolle werden von der Anstellungsbehörde 
festgelegt. 

Artikel 4 

Die Entschädigungen für die unter Punkt I der Ta- 
belle in Artikel 3 genannten Arbeiten dürfen nicht 
kumuliert werden; das gleiche gilt für die Entschä- 
digungen für die unter Punkt II dieser Tabelle auf- 
geführten Arbeiten. 


Auch die Entschädigungen für die unter Punkt I und 
III der Tabelle genannten Arbeiten dürfen nicht 
gleichzeitig bezogen werden. 

Besteht gleichzeitig Anspruch auf mehrere Entschä- 
digungen, so wird in Anwendung der vorstehenden 
Absätze nur die höchste dieser Entschädigungen 
gezahlt. 

Artikel 5 

Die Entschädigungen, die einem Beamten auf Grund 
dieser Verordnung gewährt werden, dürfen 1500 
Punkte monatlich nicht überschreiten. Bei Unfällen 
oder schweren Zwischenfällen kann die Anstellungs- 
behörde von dieser Vorschrift abweichen. 


Artikel 6 

Diese Verordnung gilt entsprechend für Bedienstete 
auf Zeit, für Hilfskräfte und für Atomanlagenbedien- 
stete. 

Artikel 7 

Die Verordnung Nr. 4/63/Euratom des Rats vom 
11. Juli 1963 wird mit dem Inkrafttreten dieser Ver- 
ordnung ungültig. 

Artikel 8 

Diese Verordnung tritt am in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Anhang 


Liste gemäß Artikel 3 


I. Die Anstellungsbehörde kann den in Artikel 92 
des Statuts genannten Beamten, die unter beson- 
ders beschwerlichen Bedingungen bestimmte 
Stoffe handhaben oder mit bestimmten Stoffen 
arbeiten, eine Entschädigung gemäß Artikel 3 
gewähren. 

II. Diese Stoffe sind folgende: 

A. ätzende und erstickende Stoffe: 

1. Handhabung: 

Halogene, Halogenwasserstoffsäuren (Salz- 
säure und Flußsäure), Halogenfluoride; 

Schwefelsäure, Schwefelchlorid, Ätznatron 
und Ätzkali, Ammoniak. 

2. technische Arbeiten: 

Beizen und Passivieren von nichtrostenden 
Stählen und Leichtmetallegierungen in Lö- 
sungen und mit Pasten unter Verwendung 
von Oxydations- oder Beizmitteln wie HNOs- 
HF, H 2 SO 4 , NaOH + NaNOa, NaH. 

B. Giftige Stoffe: 

1. Handhabung: 

radioaktive Stoffe in giftiger Form: 

Beryllium und seine Verbindungen; Arsen 
und seine Verbindungen; Quecksilber, seine 
Verbindungen und Amalgame; Bleitetraäthyl; 
Zyanwasserstoffsäure, Zyanide und Akrylni- 
tril; Stickstoffoxyd und -dioxyd; Phosphor und 
Phosphorsäureester; Selen; Deuteriumoxyd. 

2. technische Arbeiten: 

Verarbeitung, Konzentrierung und Lagerung 
radioaktiv^ Stoffe in giftiger Form: 

Gießen, Löten und Verarbeitung von Blei und 
Blei-Antimon-Legierungen und Kadmium-An- 
timon-Legierungen. 


C. Leicht entzündbare und / oder explosive Stoffe 

1. Handhabung: 

Druckgase: Azetylen, Sauerstoff, Methan, 
Ethan, Äthylen und Edelgase; flüchtige orga- 
nische Lösungsmittel wie Methyl- und Äthyl- 
alkohol, Diäthyläther, Azeton, Benzol, Toluol; 
Flüssigmetalle wie Natrium, Kalium, Schwe- 
fel. 

2. technische Arbeiten: 

Schweißen unter Argon; 

Reinigung und Entfettung stark verschmutzter 
Werkstücke mit Lösungsmitteln wie Trichlor- 
äthylen; 

Verwendung organischer Flüssigkeiten wie 
Biphenyl, Triphenyle, Polyphenyle, Dow- 
therm, high boilers residues; 

Gießen von Paraffin und Bitumen. 

D. schmutzende Stoffe: 

1. Handhabung: 

pulverförmige Kadmium-, Chrom-, Nickel-, 
Wismut-, Barium-, Vandium-, Mangan- Verbin- 
dungen und Eisenoxyd in Pulverform. 

2. technische Arbeiten: 

Verarbeitung von Graphit; 

Schmieren von Pumpen und Motoren wie 
Vakuumpumpen, Umwälzpumpen für die Ar- 
beitsmedien, Pumpen für Unterdruckkreis- 
läufe, Drucklufterzeuger sowie Entfernen der 
verbrauchten Schmieröle aus diesen Pumpen 
und Motoren; 

Schleifen mit Hilfe von Spezialmitteln, Arbei- 
ten mit Metallschlacken. 

IIL Dieser Anhang wird vom Rat auf Vorschlag der 
Kommission nach Maßgabe der wissenschaft- 
lichen und technischen Entwicklung geändert. 


8 



